
Ein Service des Bundesministeriums der Justiz in Zusammenarbeit mit der juris GmbH -
www.juris.de

- 1 -

Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe
"Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes" (GAK-Gesetz - GAKG)

GAKG

Ausfertigungsdatum: 03.09.1969

Vollzitat:

"GAK-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBl. I S. 1055), das
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1934) geändert
worden ist"

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 21.7.1988 I 1055;
 zuletzt geändert durch Art. 9 G v. 9.12.2010 I 1934

Fußnote

(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.7.1988 +++)
 
 
Überschrift: Kurzbezeichnungen eingefügt durch Art. 1 Nr. 1 G v. 8.8.1997 I 2027 mWv
15.8.1997

§ 1 Gemeinschaftsaufgabe

(1) Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes werden als
Gemeinschaftsaufgabe im Sinne des Artikels 91a Abs. 1 des Grundgesetzes wahrgenommen:

1.  Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und
Forstwirtschaft durch

a)  rationellere Gestaltung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe,
 

b)  markt- und standortangepaßte Landbewirtschaftung,
 

c)  Ausgleich natürlicher Standortnachteile,
 

d)  sonstige Maßnahmen, die unter besonderer Berücksichtigung der bäuerlichen
Familienbetriebe für die gesamte Land- und Forstwirtschaft bedeutsam sind;
 

 

2.  Maßnahmen zur Neuordnung ländlichen Grundbesitzes und Gestaltung des
ländlichen Raumes durch Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur nach dem
Flurbereinigungsgesetz einschließlich von Maßnahmen zur Sicherung eines nachhaltig
leistungsfähigen Naturhaushaltes;
 

3.  Maßnahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur Umnutzung ihrer Bausubstanz;
 

4.  wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen;
 

5.  Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur in der Land-, Fisch- und
Forstwirtschaft durch

a)  Förderung von Zusammenschlüssen land-, fisch- und forstwirtschaftlicher
Erzeuger,
 

b)  Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung und Stillegung von Vermarktungseinrichtungen
zur Rationalisierung und Verbesserung des Absatzes land-, fisch- und
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse;
 

 

6.  Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit an den Küsten der Nord- und Ostsee sowie
an den fließenden oberirdischen Gewässern im Tidegebiet gegen Sturmfluten
(Küstenschutz).
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(2) Eine für Maßnahmen gemäß Absatz 1 erforderliche Vorplanung ist Bestandteil der
Gemeinschaftsaufgabe.

§ 2 Allgemeine Grundsätze

(1) Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe dient dazu, eine leistungsfähige, auf
künftige Anforderungen ausgerichtete Land- und Forstwirtschaft zu gewährleisten und
ihre Wettbewerbsfähigkeit im Gemeinsamen Markt der Europäischen Union zu ermöglichen
sowie den Küstenschutz zu verbessern. Dabei sind die Ziele und Erfordernisse der
Raumordnung, Landesplanung sowie des Umweltschutzes und des Tierschutzes zu beachten.

(2) Bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe sollen räumliche und sachliche
Schwerpunkte gebildet werden. Bei den Maßnahmen ist ökologischen Erfordernissen
Rechnung zu tragen. Im übrigen sind die Maßnahmen mit anderen öffentlichen Neuordnungs-
und Entwicklungsmaßnahmen abzustimmen.

§ 3 Förderungsarten

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung von Zuschüssen, Darlehen,
Zinszuschüssen und Bürgschaften bestehen.

§ 4 Gemeinsamer Rahmenplan

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe wird ein gemeinsamer Rahmenplan
aufgestellt.

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der Finanzplanung aufzustellen, jedes Jahr
sachlich zu prüfen, der Entwicklung anzupassen und fortzuführen. Die mehrjährige
Finanzplanung des Bundes und der Länder ist zu berücksichtigen.

§ 5 Inhalt des Rahmenplans

(1) Der Rahmenplan bezeichnet die jeweils in den einzelnen Haushaltsjahren
durchzuführenden Maßnahmen mit den ihnen zugrundeliegenden Zielvorstellungen. Er weist
die Arten der Förderung, nach Ländern getrennt, sowie die vom Bund und von jedem Land
für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe im nächsten Jahr bereitzustellenden und für
die folgenden Jahre des Planungszeitraums jeweils vorzusehenden Mittel aus.

(2) Der Rahmenplan enthält ferner für die Maßnahmen Förderungsgrundsätze, in denen
insbesondere der Verwendungszweck der Mittel, die Förderungsvoraussetzungen und die Art
und Höhe der Förderung näher bestimmt werden.

§ 6 Planungsausschuß

(1) Für die Rahmenplanung bilden die Bundesregierung und die Landesregierungen einen
Planungsausschuß. Ihm gehören der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz als Vorsitzender sowie der Bundesminister der Finanzen und ein
Minister (Senator) jedes Landes an. Eine Vertretung ist zulässig.

(2) Die Stimmenzahl des Bundes entspricht der Zahl der Länder. Jedes Land hat eine
Stimme.

(3) Der Planungsausschuß beschließt mit den Stimmen des Bundes und der Mehrheit der
Stimmen der Länder.

(4) Der Planungsausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 7 Anmeldung zum Rahmenplan

(1) Bis zum 1. März jedes Jahres schlagen die Länder dem Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen
zur Aufnahme in den Rahmenplan vor. Mit der Anmeldung gilt die Zustimmung des Landes
gemäß Artikel 91a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes als erteilt. Die Zustimmung kann bis
zur Beschlußfassung über den Rahmenplan widerrufen werden.
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(2) Die Anmeldung enthält Angaben über

1.  die Art und den Umfang der jährlich durchzuführenden Maßnahmen sowie
 

2.  die voraussichtlichen Kosten, getrennt nach Maßnahmen, Kostenträgern und
Haushaltsjahren.
 

Die angemeldeten Maßnahmen sind zu begründen. Aus der Begründung muß ersichtlich sein,
daß die Maßnahmen wirtschaftlich und zweckmäßig sind.

(3) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz legt
die Anmeldungen der Länder und seine eigenen Vorschläge dem Planungsausschuß zur
Beschlußfassung vor.

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmenplans gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß.

§ 8 Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der Bundesregierung und den
Landesregierungen zu. Die Bundesregierung und die Landesregierungen nehmen die für die
Durchführung des Rahmenplans im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in die Entwürfe
ihrer Haushaltspläne auf.

§ 9 Durchführung des Rahmenplans

(1) Die Durchführung des Rahmenplans ist Aufgabe der Länder.

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bundesregierung und den Bundesrat auf
Verlangen über die Durchführung des Rahmenplans und den allgemeinen Stand der
Gemeinschaftsaufgabe.

§ 10 Erstattung

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich des Artikels 91a Abs. 4 Satz 4 des Grundgesetzes
jedem Land die ihm in Durchführung des Rahmenplans entstandenen Ausgaben in Höhe von

1.  60 vom Hundert bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und bei der dazu
erforderlichen Vorplanung (§ 1 Abs. 2),
 

2.  70 vom Hundert bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 und bei der dazu erforderlichen
Vorplanung (§ 1 Abs. 2) sowie
 

3.  abweichend von Nummer 1 80 vom Hundert bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1
Buchstabe b und c, soweit diese für den Bewilligungszeitraum mit Mitteln finanziert
werden, die im Rahmen des Artikels 4 der Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 zur Festlegung von Gemeinschaftsregeln für Direktzahlungen im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. EG Nr. l 160 S. 113) in der am 10. Mai
2002 geltenden Fassung erbracht worden sind; bei mehrjährigen Maßnahmen tritt an
die Stelle des Bewilligungszeitraumes das erste Jahr des Verpflichtungszeitraumes.
 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen Höhe des nach Absatz 1 von ihm
zu erstattenden Betrages entsprechend dem jeweiligen Stand der Maßnahme und der
bereitgestellten Haushaltsmittel Vorauszahlungen an das Land. Zur Feststellung des
Mittelbedarfs teilen die Länder dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz die Höhe der verausgabten Mittel sowie den Stand und die
voraussichtliche Entwicklung der Maßnahmen mit.

§ 11 Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen
oder zum Ausgleich der auf Grund übernommener Bürgschaften erstatteten Ausfälle gezahlt
werden, sind vom Land anteilig an den Bund abzuführen.

(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von einem Land zurückfordern, wenn die
festgelegten Bedingungen ganz oder teilweise nicht erfüllt werden.
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(3) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger wegen Nichterfüllung der Bedingungen
zurückgezahlt werden, leitet das Land in Höhe des Bundesanteils einschließlich der
anteiligen Zinsen an den Bund weiter.

(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Absätzen abzuführenden Beträge sind vom
Land in Höhe von drei von Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen, im Falle des Absatzes 2 vom Zeitpunkt der
Auszahlung der Bundesmittel an, im Falle der Absätze 1 und 3 vom Beginn des zweiten auf
den Eingang des Betrages beim Land folgenden Monats. Der am Ersten des Monats geltende
Basiszinssatz ist für jeden Zinstag dieses Monats zugrunde zu legen.

§ 12 (Inkrafttreten)

-


